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Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter 

Alexander 

Bonde 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Größe in Eahrzeugen und Personal 
hat die Eahrbereitschaft des Bundeskanzler- 
amtes, und welchem Personenkreis steht sie 
zur Verfügung? 


Antwort des Chefs des Bundeskanzleramtes, Bundesminister 
Dr. Thomas de Maiziere 
vom 6. März 2006 

Die allgemeine Eahrbereitschaft des Bundeskanzleramtes verfügt über 
elf nicht personengebundene Dienstkraftfahrzeuge (PKW) und neun 
Kraftfahrer. Darüber hinaus stehen dem berechtigten Personenkreis 
personengebundene Dienstkraftfahrzeuge zur Verfügung. 

Grundsätzlich kann die Eahrbereitschaft von allen Mitarbeitern des 
Hauses für dienstliche Zwecke genutzt werden, sofern dies im Einzel- 
fall geboten ist. 


2. Abgeordneter 

Alexander 

Bonde 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welchem Umfang (Eahrten pro Monat) 
wurde die Eahrbereitschaft des Bundeskanzler- 
amtes in dieser Wahlperiode durchschnittlich 
in Anspruch genommen? 


Antwort des Chefs des Bundeskanzleramtes, Bundesminister 
Dr. Thomas de Maiziere 
vom 6. März 2006 

Die durchschnittliche Inanspruchnahme der allgemeinen Eahrbereit- 
schaft des Bundeskanzleramts (Eahrten pro Monat) beträgt in dieser 
Wahlperiode 1 075 Eahrten. Die durchschnittliche Eaufleistung je 
Eahrzeug liegt bei ca. 15 000 km pro Jahr. 

Grundsätzlich ist darauf hinzuweisen, dass für das Bundeskanzleramt 
eine eigene Eahrbereitschaft aufgrund hoher Sicherheitsanforderun- 
gen sowie notwendiger Repräsentationspflichten unverzichtbar ist. 


3. Abgeordneter 

Alexander 

Bonde 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Auf welche Eahrbereitschaften anderer Institu- 
tionen, wie Bundesministerien oder Deutscher 
Bundestag, greift das Bundeskanzleramt zu, 
und in welchen Eällen geschieht dies? 
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Antwort des Chefs des Bundeskanzleramtes, Bundesminister 
Dr. Thomas de Maiziere 
vom 6. März 2006 

Das Bundeskanzleramt greift auf keine Fahrbereitschaften anderer 
Institutionen zu. 


4. Abgeordneter 

Alexander 

Bonde 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welcher Personenkreis ist berechtigt, Fahrten 
der Fahrbereitschaften des Bundeskanzler- 
amtes oder anderer Institutionen zu veranlas- 
sen, und welche Personen dürfen befördert 
werden? 


Antwort des Chefs des Bundeskanzleramtes, Bundesminister 
Dr. Thomas de Maiziere 
vom 6. März 2006 

Fahrten der allgemeinen Fahrbereitschaft des Bundeskanzleramtes 
werden ausschließlich durch den Fahrdienstleiter und das Lagezent- 
rum veranlasst. 

Für erforderliche Dienstfahrten stehen die Dienstkraftfahrzeuge 
grundsätzlich allen Mitarbeitern des Hauses zur Verfügung. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaies 


5. Abgeordnete 

Mechthild 

Dyckmans 

(FDP) 


Was steht einer umgehenden und abschließen- 
den Grundinstandsetzung des aus dem Jahr 
1936 stammenden Gerichtsgebäudes des Bun- 
dessozialgerichts in Kassel entgegen, welche 
infolge altersbedingter Schäden der Bausub- 
stanz und Mängel in der technischen Infra- 
struktur dringend notwendig ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 7. März 2006 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat den erforderli- 
chen Auftrag zur Fortführung der Planung (Entwurfsunterlage-Bau) 
noch nicht erteilt, weil zuvor noch Fragen zur Wirtschaftlichkeit des 
Vorhabens mit den Berichterstatterinnen und dem Berichterstatter des 
Einzelplans 1 1 und mit dem Bundesrechnungshof zu klären sind. 


6. Abgeordnete Wann ist mit dem Beginn der abschließenden 

Mechthild Bauarbeiten zu rechnen? 

Dyckmans 

(FDP) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 7. März 2006 

Bei Planungsbeginn im Frühjahr dieses Jahres ergibt sich voraussicht- 
lich der Baubeginn im Jahr 2007. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


7. Abgeordnete 

Dr. Gesine 
Lötzsch 
(DIE LINKE.) 


Wie hat sich die Zahl der nach Bundesange- 
stelltentarifvertrag-Ost bzw. Tarifvertrag öf- 
fentlicher Dienst Tarifgebiet Ost entlohnten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Bun- 
desministerien seit 1998 entwickelt, und wie 
viele Minister, Staatssekretäre, Abteilungslei- 
terinnen und Abteilungsleiter, Referatsleiterin- 
nen und Referatsleiter werden jeweüs nach 
den Bedingungen des Tarifgebiets Ost ent- 
lohnt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Christoph Bergner 
vom 7. März 2006 

Daten des Statistischen Bundesamtes für die nach BAT-Ost entlohnten 
Angestellten liegen für den unmittelbaren Bundesdienst (Ministerien 
und nachgeordnete Bereiche) insgesamt ohne Aufschlüsselung nach 
Behörden und/oder (Leitungs-)Funktionen ab dem Jahr 1998 vor. Die 
Rechtsverhältnisse der Ministerinnen und Minister sind nicht tarif- 
rechtlich, sondern gesetzlich geregelt. Die nach Tarifgebieten unter- 
schiedliche Entlohnung im Bundesdienst läuft nach dem Willen der 
Tarifvertragsparteien 2007 bzw. 2009 aus. 

Die Zahlen für die Angestellten haben sich insgesamt wie folgt entwi- 
ckelt: 



1998 

1999 

2000 

2001 

2002 

2003 

2004 

BAT-O 

18316 

17103 

16750 

16152 

15 835 

15 683 

15 764 


Quelle: Sondererhebung des Statistischen Bundesamtes für den Bereich Oberste Bundesbe- 
hörden einschließlich nachgeordnetem Bereich 


8. Abgeordneter 

Hartfrid 

Wolff 

(Rems-Murr) 

(FDP) 


Wie schätzt die Bundesregierung die aus der 
entsprechenden Neuausrichtung des Bundes- 
kriminalamtes (BKA) resultierenden Reduzie- 
rungen von Lehrgängen zur Kriminalpräven- 
tion ein, und welche Maßnahmen trifft die 
Bundesregierung, um einer evtl, drohenden 
Schwächung der kriminalpolizeilichen Präven- 
tionsarbeit entgegenzuwirken? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Altmaier 
vom 7. März 2006 

Bis zum Jahr 2005 hat das BKA zweiwöchige Grundlehrgänge sowie 
technisch- und verhaltensorientierte Aufbaulehrgänge im Bereich der 
Prävention durchgeführt. Inhalte des Grundlehrgangs waren vor al- 
lem Grundzüge der Beratungsarbeit, kommunikativer Umgang, Prä- 
vention mit Schülern und Jugendlichen, Opferschutz und -hilfe sowie 
Rechtsfragen der kriminalpolizeilichen Beratung. Die beiden Aufbau- 
lehrgänge beschäftigten sich thematisch u. a. mit der mechanischen 
Absicherung von Wohnungen, Wohnhäusern und Gewerbeobjekten, 
Nachrüstsicherungen für Fenster, Drogenprävention und „Häuslicher 
Gewalt“. 

Das BKA hat auf der letzten Tagung der Aus- und Fortbildungs- 
beauftragten von Bund und Ländern vorgeschlagen, dass diese Inhalte 
künftig durch Aus- und Fortbildungslehrgänge in den Ländern abge- 
deckt werden sollen. Das BKA wird in enger Zusammenarbeit mit 
den Fortbildungsbeauftragten in den Ländern den darüber hinausge- 
henden Fortbildungsbedarf im Bereich der Prävention erheben und 
danach adäquate Lehrgangsinhalte für weiterführende Präventions- 
lehrgänge des BKA erarbeiten. Mit dieser Neuausrichtung der Lehr- 
gänge zur Kriminalprävention wird eine Stärkung der Präventionsar- 
beit erreicht. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


9. Abgeordnete 
Susanne 
Jaffke 

(CDU/CSU) 


Wie viele Kontoabfragen durch Finanzämter 
und andere Behörden - wie Arbeitsagenturen, 
Ämter für die Gewährung von Leistungen 
nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz 
oder Sozialbehörden - wurden seit Inkrafttre- 
ten des Gesetzes zur Förderung der Steuerehr- 
lichkeit am l.Aprü 2005 durchgeführt, und 
durch wen wurden diese überwiegend initiiert 
(bitte tabellarisch auflisten)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 8. März 2006 

Das Bundeszentralamt für Steuern hat vom l.Aprü 2005 bis zum 
28. Februar 2006 insgesamt 13 071 Kontenabrufe durchgeführt. Da- 
von erfolgten 

- 12 955 Kontenabrufe für steuerliche Zwecke (§ 93 Abs. 7 der Abga- 
benordnung - AO) und 

- 116 Kontenabrufe für andere Behörden nach § 93 Abs. 8 AO. 
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Informationen darüber, welche Behörde im Einzelnen einen Konten- 
abruf nach § 93 Abs. 8 AO über das zuständige Finanzamt veranlasst 
hat, liegen der Bundesregierung nicht vor. 

In diesem Zusammenhang möchte ich darauf hinweisen, dass ein Kon- 
tenabruf nach § 93 Abs. 8 AO nur in den im Anwendungserlass zu 
§ 93 AO abschließend aufgezählten Fällen zulässig ist. Für Zwecke 
des Arbeitslosengeldes II ist danach kein Kontenabruf zulässig. 


10. Abgeordnete 
Susanne 
Jaffke 

(CDU/CSU) 


In wie vielen Fällen hat die Abfrage von Kon- 
todaten zur Aufdeckung von falschen Angaben 
geführt, wie durch das Gesetz zur Förderung 
der Steuerehrlichkeit intendiert, und welche 
finanziellen Mittel bzw. Ausgaben blieben dem 
Bund erspart? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 8. März 2006 

Konkrete Zahlen darüber, in wie vielen Fällen durch einen Kontenab- 
ruf Steuerverkürzungen oder Sozialleistungsmissbräuche aufgedeckt 
werden konnten, liegen der Bundesregierung nicht vor. 

Durch Kontenabrufe nach § 93 Abs. 7 AO konnte jedoch eine Viel- 
zahl bislang unbekannter Konten und Depots festgestellt werden, was 
den Finanzämtern wertvolle Ermittlungsansätze liefert. Statistische 
Daten über den konkreten Anlass und die jeweiligen steuerlichen Aus- 
wirkungen der Kontenabrufe werden nicht erhoben. 

Ein zählbarer Erfolg der Einführung der Kontenabrufmöglichkeit ist 
aber die Aussage des Bundesfinanzhofs in seinem Urteil vom 29. No- 
vember 2005 - IX R 49/04, dass durch die Kontenabrufmöglichkeit 
ein dem Gesetzgeber zurechenbares strukturelles Verifikationsdefizit 
bei der Besteuerung im Grundsatz beseitigt worden ist. Das Konten- 
abrufverfahren sei nicht nur zur Verifikation geeignet; es sei auch ver- 
fassungsrechtlich notwendig, um das Erklärungsverhalten der Steuer- 
pflichtigen überprüfen zu können. 

Im Bereich des Bundesausbildungsförderungsgesetzes ergänzt die ein- 
zelfallbezogene Kontenabrufmöglichkeit nach § 93 Abs. 8 AO die Er- 
mittlungsmöglichkeiten der Ämter für Ausbüdungsförderung durch 
den automatisierten Datenabgleich nach § 45d Abs. 2 EStG. 

Im Übrigen darf die Präventivwirkung der Kontenabrufmöglichkeit 
nicht unterschätzt werden. Allein schon der Hinweis auf die Möglich- 
keit eines Kontenabrufs hat nach Auskunft der Eänder die Mitwir- 
kungsbereitschaft der Steuerpflichtigen deutlich erhöht. 
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11. Abgeordnete 
Susanne 
Jaffke 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse besitzt die Deutsche Bun- 
desbank über das Volumen des ins Ausland 
transferierten Geldes seit dem Inkrafttreten 
des Gesetzes zur Förderung der Steuerehrlich- 
keit am 1. April 2005 (bitte nach den wichtigs- 
ten Ländern aufschlüsseln)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 8. März 2006 

Die Deutsche Bundesbank besitzt keine Erkenntnisse über Geldverla- 
gerungen von Inländern in das Ausland aufgrund des Inkrafttretens 
des Gesetzes zur Förderung der Steuerehrlichkeit am 1. April 2005. 
Eine Kausalität zwischen dem Kapitaltransfer ins Ausland und der 
Einführung der Kontenabrufmöglichkeit ist objektiv nicht belegbar. 
Zu vielfältig sind die Motive von Kapitalanlegern. 

Unabhängig von den Motiven der Investoren zeigt die Zahlungs- 
bilanzstatistik, dass die deutschen Kapitalanlagen im Ausland in der 
Zeit von April bis Dezember 2005 - vorläufigen Angaben zufolge - 
201,9 Mrd. Euro betragen haben. Diese Zahl umfasst alle deutschen 
Kapitalanlagen im Ausland, also auch die Direktinvestitionen deut- 
scher Unternehmen, den Erwerb von Wertpapieren, die Neugewäh- 
rung von unverbrieften Krediten und neue Einlagen bei ausländischen 
Banken. Anleger sind dabei inländische Kreditinstitute, Wirtschafts- 
unternehmen (einschließlich Kapitalanlagegesellschaften) und Privat- 
personen. Ein separater Ausweis der Anlagen von Privatpersonen ist 
nicht möglich. Die wichtigsten unmittelbaren Anlageländer waren in 
dem angegebenen Zeitraum Luxemburg, Spanien, Italien, Irland und 
Österreich, wobei die Gelder von dort aus auch weitergeleitet worden 
sein könnten. Weitere Angaben entnehmen Sie bitte der beigefügten 
Übersicht. 

In diesem Zusammenhang weise ich darauf hin, dass die Mitglied- 
staaten der Europäischen Union vertraglich vereinbart haben, sich 
gegenseitig Auskünfte über Bankkonten zur Durchführung eines 
Strafverfahrens zu erteilen. Ein national bestehendes Bankgeheimnis 
darf der Beantwortung nicht entgegenstehen. Dies gilt auch für Steuer- 
strafverfahren. 

Damit können deutsche Strafverfolgungsbehörden nach Einleitung 
eines Steuerstrafverfahrens inländische Konten und Depots durch 
einen Kontenabruf nach § 24c des Kreditwesengesetzes sowie Bank- 
konten im EU-Ausland durch entsprechende Auskunftsersuchen an 
die Mitgliedstaaten ermitteln. 
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Kapitalverkehr mit dem Ausland 

Deutsche Nettokapitalanlagen im Ausland nach einzelnen Ländern 


Zeit 

Deutsche Nettokapitalanlagen im Ausland (Zunahme/Kapitalausfuhr) 

insgesamt 

Direktinvestitionen 

Wertpapier- 
anlagen und 
Finanz- 
derivate 

Kreditgewährung^^ 

insgesamt 

darunter 

reinvestierte 

Gewinne 

insgesamt 

darunter 

langfristige 

Kredite 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

Mio€ 

Alle Länder 

2003 Apr-Dez 

- 94719 

+ 18 968 

+ 3 775 

- 50251 

-63 436 

-22 874 

2004 Apr-Dez 

-172018 

- 3 695 

+ 2153 

- 82361 

-85 961 

+ 480 

2005 Apr-Dez 

-201930 

- 9 204 

+ 6 059 

-147 575 

-45 151 

-57101 

darunter: Luxemburg 

2003 Apr-Dez 

- 13 984 

- 742 

- 1 188 

+ 2128 

- 15 371 

- 2339 

2004 Apr-Dez 

- 15 865 

- 3 197 

+ 125 

- 4453 

- 8214 

- 409 

2005 Apr-Dez 

- 50103 

- 1853 

+ 703 

- 23151 

-25 100 

- 4949 

Spanien 

2003 Apr-Dez 

- 10 622 

+ 115 

+ 45 

- 11 113 

+ 375 

- 2452 

2004 Apr-Dez 

- 19 670 

+ 958 

- 149 

- 18010 

- 2618 

+ 1913 

2005 Apr-Dez 

- 31328 

- 502 

- 186 

- 24120 

- 6 706 

- 3 976 

Italien 

2003 Apr-Dez 

+ 15636 

+ 596 

+ 176 

+ 7 736 

+ 7 304 

+ 390 

2004 Apr-Dez 

- 12 329 

42 

- 13 

- 13 537 

+ 1250 

- 937 

2005 Apr-Dez 

- 29 570 

- 2161 

+ 522 

- 20 778 

- 6631 

- 3 840 

Irland 

2003 Apr-Dez 

- 11646 

+ 874 

+ 348 

- 7 730 

- 4 790 

- 2655 

2004 Apr-Dez 

- 25 525 

+ 1081 

+ 221 

- 10200 

-16 406 

+ 691 

2005 Apr-Dez 

- 16731 

- 153 

+ 268 

- 8 730 

- 7 848 

- 8 379 

Österreich 

2003 Apr-Dez 

820 

+ 521 

- 14 

- 1667 

+ 325 

- 494 

2004 Apr-Dez 

- 6185 

- 574 

- 455 

- 2779 

- 2 832 

- 2147 

2005 Apr-Dez 

- 12012 

- 4169 

- 450 

- 2121 

- 5 722 

- 5719 


** Einschließlich Geldmarktpapiere. Regionale Zuordnung der deutschen Anlagen nach dem Land des Schuldners (Emittenten), der 
ausländischen Anlagen in Deutschland nach dem Land des Transaktionspartners. 

Buchkredite, Schuldscheindarlehen, Bankguthaben, im Wege. 
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12. Abgeordnete 

Dr. Gesine 
Lötzsch 
(DIE LINKE.) 


W eiche Dienstleistungs-/ Gaststätten-/Kaufhal- 
lenstandorte (so genannte DGK-Standorte), 
die der Treuhand-Liegenschaftsgesellschaft ge- 
hörten bzw. gehören, stehen in Berlin seit 
wann leer, und wann ist jeweüs mit einer Nut- 
zung zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 8. März 2006 

Im Besitz der TLG IMMOBILIEN GmbH (TLG) befanden sich seit 
1993 36 DGK-Standorte, das heißt Dienstleistungs-, Gaststätten- und 
Kaufhallenstandorte mit 40 Einzelobjekten. Bislang wurden 37 dieser 
Objekte verkauft bzw. kommunalisiert. Über den Vermietungsstand 
der verkauften und kommunalisierten Objekte liegen der Bundesregie- 
rung keine Informationen vor. 

Drei Objekte befinden sich nach wie vor im Bestand der TLG: 

• Marzahner Promenade 30, Berlin-Marzahn, 

• Dienstleistungs- und Einzelhandelsobjekt Eichhorster Straße IC, 
Berlin-Marzahn, 

• Kaufhalle Alt-Eriedrichsfelde 1, Berlin-Lichtenberg. 

Die Marzahner Promenade 30 wurde nach Zuordnung in den Bestand 
der TLG zum Com@Care-Marzahn, einem Ärztehaus mit Einzelhan- 
delsunterlagerung, entwickelt und ist voll vermietet. 

Im Dienstleistungs- und Einzelhandelsobjekt Eichhorster Straße IC 
sind 10 der insgesamt 14 Gewerbemieteinheiten an diverse Einzelmie- 
ter vermietet. 

Das Objekt Kaufhalle Alt-Eriedrichsfelde 1 ist seit ca. einem Jahr leer 
stehend und soll nach abschließender Eigentumsklärung durch das 
Land Berlin von der TLG verkauft werden. 


13. Abgeordneter Wie hoch (in absoluten Zahlen und in Prozent 

Joachim der jeweiligen Gesamtsumme) waren im Jahr 

Poß 2005 die Mittel der einzelnen Teile des bundes- 

(SPD) staatlichen Einanzausgleichs, die den Ländern 

zugefiossen sind (vgl. Antwort der Parlamenta- 
rischen Staatssekretärin beim Bundesminister 
der Einanzen, Dr. Barbara Hendricks, auf die 
schriftliche Erage 18 des Abgeordneten Horst 
Schild, vom 22. Eebruar 2005 auf Bundestags- 
drucksache 15/4975)? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 7. März 2006 

Die für das Jahr 2005 den einzelnen Ländern über die Ergänzungsan- 
teile, den Länderfinanzausgleich und die verschiedenen Bundesergän- 
zungszuweisungen (BEZ) zugefiossenen Mittel können der nachste- 
henden Tabelle entnommen werden (Abweichungen in den Summen 
sind rundungsbedingt): 


Jahr 2005 

in Mio. Euro 


Empfängerländer 

Ergän- 

zungs- 

anteile 

Umsatz- 

steuer 

Länder- 

finanz- 

ausgleich 

Allge- 

meine 

BEZ 

Sonder- 

bed.-BEZ 

Kosten 

polit. 

Eührung 

Sonder- 
bedarfs- 
BEZ neue 
Länder 

Sonder- 

bed.-BEZ 

strukt. 

Arbeits- 

losigkeit 

Insgesamt 

Berlin 

475 

2441 

763 

43 

2 003 

0 

5 726 

Brandenburg 

1 512 

581 

222 

55 

1509 

190 

4069 

Bremen 

0 

366 

121 

60 

0 

0 

547 

Mecklenburg- 

Vorpommern 

1 143 

428 

160 

61 

1 110 

128 

3 030 

Niedersachsen 

1 583 

359 

195 

0 

0 

0 

2138 

Rheinland-Pfalz 

113 

292 

152 

46 

0 

0 

603 

Saarland 

186 

112 

52 

63 

0 

0 

413 

Sachsen 

2 787 

1007 

381 

26 

2746 

319 

7266 

Sachsen-Anhalt 

1785 

580 

220 

53 

1657 

187 

4482 

Schleswig-Holstein 

201 

145 

79 

53 

0 

0 

478 

Thüringen 

1 509 

573 

214 

56 

1507 

176 

4036 

Zusammen 

11295 

6885 

2 558 

517 

10533 

1000 

32788 

in V. H. 

Zusammen 

34,4 

21,0 

7,8 

1,6 

32,1 

3,0 

100,0 

in V. H. 

alte Länder 

18,4 

18,5 

23,4 

43,1 

0,0 

0,0 

12,7 

neue Länder 

81,6 

81,5 

76,6 

56,9 

100,0 

100,0 

87,3 

Insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Den Zahlen liegt die vorläufige Jahresabrechnung 2005 zu Grunde. 
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14. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Wie hoch waren die Einzahlungen der einzel- 
nen ausgleichspflichtigen Länder in den Län- 
derfinanzausgleich (in absoluten Zahlen und je 
Einwohner gerechnet) im Jahr 2005? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 7. März 2006 

Die Einzahlungen der ausgleichspflichtigen Länder in den Länder- 
finanzausgleich im Jahr 2005 ergeben sich aus folgender Tabelle: 



2005 

2005 

Länder 

in Mio. € 

in € je Einwohner 

N or drhein-Westf alen 

487 

26,95 

Bayern 

2219 

178,12 

Baden-Württemberg 

2209 

205,84 

Hessen 

1 593 

261,44 

Hamburg 

377 

216,93 


Bei der Interpretation der erfragten Einzahlungen der ausgleichs- 
pflichtigen Länder je (ungewichtetem) Einwohner im Länderfinanz- 
ausgleich muss berücksichtigt werden, dass der Ermittlung der Aus- 
gleichszuweisungen und Ausgleichsbeträge entsprechend § 9 des 
Einanzausgleichsgesetzes gewichtete Einwohnerzahlen zu Grunde 
gelegt werden. 

Den Zahlen liegt die vorläufige Jahresabrechnung 2005 zu Grunde. 


15. Abgeordneter 
Peter 
Rzepka 

(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen ist die Befriedigung von 
Ansprüchen nach dem Gesetz zur Regelung 
von Ansprüchen aus Lebens- und Rentenversi- 
cherungen i. d. E. der Bekanntmachung vom 
3. Juli 1964 (BGBl. I S. 433, 806) seit dem 
Einigungsvertrag von 1990 in den neuen Bun- 
desländern ausgesetzt und bis heute nicht 
abschließend geregelt? 


16. Abgeordneter 
Peter 
Rzepka 

(CDU/CSU) 


Wie groß ist nach Auffassung der Bundesregie- 
rung der Kreis der Anspruchsberechtigten 
(Versicherte und deren Erben) nach oben ge- 
nanntem Gesetz, und welche Beträge müssten 
in den Bundeshaushalt eingestellt werden, um 
deren Ansprüche zu befriedigen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Axel Nawrath 
vom 3. März 2006 

Ihre Fragen beantworte ich gemeinsam mit dem für Frage 15 feder- 
führenden Bundesministerium der Justiz wie folgt: 

Zu Frage 1 5 

Nach dem Gesetz zur Regelung von Ansprüchen aus Lebens- und 
Rentenversicherungen (LRVG) in der Fassung vom 3. Juli 1964 
(BGBl. I S. 433, 806); konnten Ansprüche aus Reichsmark-Renten- 
und Lebensversicherungen nur von im DM-Währungsgebiet oder in 
einem von der Bundesrepublik Deutschland anerkannten Staat ansäs- 
sigen Personen geltend gemacht werden, d. h. nicht von Bürgern der 
ehemaligen DDR. 

Im Einigungsvertrag (Anlage I Kapitel III Sachgebiet D Abschnitt II 
Nr. 1 - BGBl. 1990 II S. 885, 959) wurde festgelegt, dass Versiche- 
rungsunternehmen bis zu einer besonderen oder allgemeinen Ab- 
schlussgesetzgebung über die Regelung von Kriegsfolgen und Umstel- 
lungsansprüchen wegen Ansprüchen aus Lebens- und Rentenversiche- 
rungen nicht in Anspruch genommen werden können, die nach den 
vor der Währungsreform von 1948 geltenden Vorschriften in Reichs- 
mark zu erfüllen gewesen wären. 

Die Bundesregierung hatte die Möglichkeiten einer gesetzlichen Rege- 
lung geprüft und ist zu dem Ergebnis gekommen, dass eine Regelung, 
die eine Inanspruchnahme der Versicherungsunternehmen ohne ent- 
sprechende staatliche Ausgleichsregelung vorsehen würde, nicht in Be- 
tracht kommt: 

Die nach Kriegsende in der Bundesrepublik Deutschland geschaffene 
Verpflichtung der Versicherungsunternehmen, auf alte Reichsmark- 
Versicherungen Auszahlungen vorzunehmen, konnte nur dadurch er- 
reicht werden, dass der Staat seinerzeit dafür Ausgleichszahlungen er- 
brachte, denn das Vermögen der Unternehmen war durch die Geld- 
entwertung kriegsbedingt vernichtet. Darüber hinaus sprach die Tren- 
nung der Versicherungsbestände der privaten Versicherungsunterneh- 
men durch Befehl der sowjetischen Besatzungsmacht in der damaligen 
sowjetischen Besatzungszone (SBZ) gegen eine Regelung. Die Versi- 
cherungsunternehmen wurden im Gebiet der SBZ enteignet und ihre 
Versicherungsbestände in neu errichtete staatliche Versicherungs- 
anstalten übertragen. Dadurch handelte es sich bei den Verbindlich- 
keiten aus diesen Beständen nicht mehr um solche der Versicherungs- 
unternehmen im Gebiet der früheren Bundesrepublik Deutschland. 

Die Bundesrepublik Deutschland erfüllte die Ansprüche der Bürger 
ihres Staatsgebiets aus Altverträgen mit Steuermitteln. Die DDR er- 
möglichte die Fortsetzung der Versicherungsverträge im Umstellungs- 
verhältnis von 3 Reichsmark zu 1 Mark. Verfolgte man das damalige 
Entschädigungsmodell auch heute noch für das Gebiet der ehemaligen 
DDR weiter, wären wiederum nicht unerhebliche Leistungen aus 
Steuermitteln dafür aufzubringen, obwohl in den betroffenen Einzel- 
fällen wohl nur bescheidene Beträge an die Begünstigten zur Auszah- 
lung kämen. In der Bundesrepublik Deutschland ist damals aufgrund 
der Währungsreform eine Abwertung im Verhältnis 10 zu 1 vorge- 
nommen worden, d. h. 10 Reichsmark entsprachen nur 1 DM bzw. 
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rund 50 Cent. Im Vergleich zu diesen geringen Summen im Einzelfall 
wäre der zu betreibende Verwaltungsaufwand im Hinblick auf die 
Prüfung der einzelnen Ansprüche und deren Abwicklung sehr hoch. 

Schließlich ist zu berücksichtigen, dass jeder der Teile Deutschlands 
die Kriegsfolgen für sein Gebiet eigenständig zu regeln hatte und eine 
rückwirkende Gleichstellung der zu tragenden Lasten und damit ein 
vollständiger Ausgleich der unterschiedlichen Entwicklung in beiden 
Teilen Deutschlands nicht zu leisten ist. 

Das LRVG ist insoweit im Zusammenhang mit dem Gesamtkomplex 
der Kriegsfolgen-Lastenausgleichs- und Umstellungsgesetzgebung zu 
sehen, die nach Wiederherstellung der Deutschen Einheit aus finan- 
ziellen und sachlichen Gründen nicht unverändert auf den Gesamt- 
staat übertragen werden konnte. 

Zu Erage 16 

Verlässliche Schätzungen über den Kreis der möglichen Anspruchsbe- 
rechtigten und die Höhe der möglichen Ansprüche liegen nicht vor. 
Die auf den einzelnen Versicherungsvertrag zu zahlenden Beträge wä- 
ren relativ gering; der damalige durchschnittliche Umstellungswert lag 
bei 300 DM. Eine im Jahr 2001 im Bundesministerium der Einanzen 
vorgenommene Schätzung kam zu dem Ergebnis, dass der Gesamt- 
betrag aller bei Kriegsende in der SBZ offenen Eorderungen zwischen 
500 Mio. und 1 Mrd. DM betragen haben dürfte. Daraus sind gegen 
Betroffene, die in das alte Bundesgebiet gekommen sind, zahlreiche 
Ansprüche bedient worden. Eerner konnten in der ehemaligen DDR 
die Versicherungsverträge der enteigneten Versicherungsgesellschaf- 
ten bei der staatlichen Versicherung weitergeführt werden. Es bedürfte 
einer Nachforschung, in welchem Maße von dieser Möglichkeit sei- 
nerzeit Gebrauch gemacht wurde. Auch haben die Versicherungsun- 
ternehmen nach der Wiedervereinigung auf etliche Verträge freiwillig 
geleistet. Es wäre nach grober Schätzung noch mit einem dreistelligen 
Millionenbetrag zu rechnen. Hinzu käme der beträchtliche Verwal- 
tungsaufwand für die Erfassung der Verträge und die Berechnung und 
Auszahlung der Eorderungen, der den Wert der Eorderungen voraus- 
sichtlich um ein Vielfaches übersteigen würde. 


17. Abgeordneter 

Dr. Gerhard 
Schick 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welcher Art sind die verfassungsrechtlichen 
Bedenken, die nach Ansicht der Bundesregie- 
rung gegen die Sitzlandbesteuerung für kleine 
und mittlere Unternehmen (vgl. Bericht des 
Bundesministeriums der Einanzen zu Ratsdo- 
kument 5182/06 vom 25. Januar 2006) spre- 
chen, und auf welche Untersuchungen stützt 
die Bundesregierung diese Bedenken? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 7. März 2006 

Verfassungsrechtliche Bedenken gegen die Sitzlandbesteuerung erge- 
ben sich aus deutscher Sicht in mehrfacher Hinsicht. Die Sitzland- 
besteuerung ist auf die Körperschaftsteuer beschränkt und sieht vor. 
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dass Unternehmen - auf freiwilliger Basis - nach den unternehmens- 
steuerlichen Regeln des Sitzlandes der Muttergesellschaft oder der 
Hauptverwaltung besteuert werden. Da kleine und mittlere Unterneh- 
men in Deutschland ganz überwiegend in der Rechtsform der Einzel- 
firma oder Personengesellschaft auftreten, wären sie von der Sitzland- 
besteuerung ausgeschlossen. Dies begegnet verfassungsrechtlichen 
Bedenken wegen des Gleichheitsgebots des Artikels 3 GG, solange für 
die Ungleichbehandlung keine hinreichend tragfähigen Sachgründe 
dargelegt werden. Darüber hinaus bestehen schwerwiegende Beden- 
ken, ob die Festsetzung des steuerpflichtigen Gewinns für ein Steuer- 
subjekt in Deutschland nach den steuerlichen Vorschriften eines ande- 
ren Staates und durch einen anderen Staat erfolgen kann. Bedenken 
der vorgenannten Art wurden im Übrigen auch von anderen EU-Mit- 
gliedstaaten vorgetragen. 


18. Abgeordneter 

Dr. Gerhard 
Schick 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Mit welchen der deutschen EU-Nachbarstaa- 
ten bestehen so gravierende Unterschiede in 
der Ausgestaltung des Körperschaftsteuer- 
rechts, dass sie eine bilaterale Vereinbarung 
zur Sitzlandbesteuerung über die genannten 
verfassungsrechtlichen Bedenken hinaus er- 
schweren bzw. unmöglich machen würden, 
und welche sind diese Unterschiede? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 7. März 2006 

Gravierende Unterschiede in der Ausgestaltung des Körperschaft- 
steuerrechts, die eine bilaterale Vereinbarung zur Sitzlandbesteuerung 
unmöglich machen, bestehen zu allen EU-Nachbarstaaten Deutsch- 
lands. Neben unterschiedlichen Bilanzierungs- und Bewertungsvor- 
schriften gilt dies insbesondere für die Einkommensermittlung, wie 
z. B. die Behandlung nichtabziehbarer Betriebsausgaben, Verlustrück- 
und -Vorträge usw. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technoiogie 


19. Abgeordnete 

Angelika 

Brunkhorst 

(FDP) 


Ist es zutreffend, dass das für die Bewilligung 
von Zuschüssen für Energieberatungen zustän- 
dige Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhr- 
kontrolle (BAFA) seit Mitte Dezember 2005 
keine Bescheide für die Bezuschussung der 
Energieberatung mehr vergibt, und wenn ja, 
liegt der Grund dafür in fehlenden Haushalts- 
mitteln für 2005 bzw. in dem noch nicht 
beschlossenen Haushaltsetat für 2006? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut 

Schauerte 

vom 8. März 2006 

Es ist zutreffend, dass das BAFA seit Anfang 2006 keine Neubewilli- 
gungen für Vor-Ort-Energieberatungen ausgesprochen hat. Dies ist be- 
dingt durch die in Folge der vor gezogenen Bundestagswahl noch nicht 
erfolgte Inkraftsetzung des Bundeshaushalts 2006. Bis zur Beschluss- 
fassung des Deutschen Bundestages über den Bundeshaushalt 2006 
können grundsätzlich nur Förderzusagen, die bereits im Jahr 2005 er- 
teilt wurden, ausfinanziert werden. Neubewilligungen sind nach den 
Regularien der Artikel 111 und 112 des Grundgesetzes nur unter rest- 
riktiven Voraussetzungen möglich. Die Bundesregierung prüft derzeit, 
inwieweit auf der Grundlage der haushaltsrechtlichen Vorgaben eine 
Fortsetzung der Bewilligung für Vor-Ort-Energieberatungen möglich 
ist. Dabei wird die Bundesregierung auch die politische Bedeutung 
der Energieberatung insbesondere als Voraussetzung für Gebäude- 
sanierungsmaßnahmen in die Abwägung mit einbeziehen. 


20. Abgeordnete 

Angelika 

Brunkhorst 

(FDP) 


Wie viele Antragsteller sind nach Kenntnis der 
Bundesregierung von dieser Problematik be- 
troffen, und gedenkt die Bundesregierung, den 
Betroffenen schnell zu helfen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut 

Schauerte 

vom 8. März 2006 

Seit Ende Dezember 2005 sind beim BAFA rund 5 000 Anträge für 
Vor-Ort-Beratungen eingegangen. Etwa die Hälfte davon hat die Mit- 
teilung erhalten, dass derzeit keine Anträge bewüligt werden. Betrof- 
fen sind grundsätzlich die Hauseigentümer. Darüber hinaus sind aber 
auch die Energieberater betroffen, da sie teilweise von den durchge- 
führten Energieberatungen wirtschaftlich abhängig sind. Wie bereits 
ausgeführt, prüft die Bundesregierung intensiv, inwieweit die Möglich- 
keit besteht, dieses Förderprogramm im Rahmen der vorläufigen 
Haushaltsführung fortzuführen. Eine Entscheidung hierüber wird so 
schnell wie möglich erfolgen. 


21. Abgeordnete 

Ulrike 

Flach 

(FDP) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Arbeit 
der von Bund und den ostdeutschen Eändern 
finanzierten Gesellschaft Industrial Invest- 
ment Council (IIC), auch vor dem Hinter- 
grund, dass das Fand Mecklenburg-Vorpom- 
mern sich nicht mehr an der Finanzierung 
beteüigen will (Bericht Wirtschafts Woche, 
16. Februar 2006)? 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


- 15 - 


Drucksache 1 6/894 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut 

Schauerte 

vom 8. März 2006 

Nach Auffassung der Bundesregierung hat der IIC seit 1996 mit sei- 
ner engagierten und professionellen Arbeit einen wichtigen Beitrag 
zum Aufbau der Wirtschaft in den neuen Bundesländern geleistet. 
Nach dem Rückzug des Landes Mecklenburg-Vorpommern aus der 
Finanzierung des IIC müssen sich dessen Gesellschafter über die künf- 
tigen Strukturen in der Standort- und Investorenwerbung einigen. 


22. Abgeordnete 

Ulrike 

Flach 

(FDP) 


Welche Pläne verfolgt das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Technologie bezüglich der 
Schaffung einer nationalen Ansiedlungsagen- 
tur, in der das IIC mit der Gesellschaft Invest 
in Germany verschmelzen soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut 

Schauerte 

vom 8. März 2006 

Aus Sicht des für die Standort- und Investorenwerbung auf Bundes- 
ebene federführenden Bundesministeriums für Wirtschaft und Tech- 
nologie sollten die Kompetenz und das Know-how des IIC erhalten 
werden. Die Zusammenführung der Bundesgesellschaft Invest in Ger- 
many und der Bund/neue-Länder-Gesellschaft IIC würde dies ermög- 
lichen. Das Bundesministerium prüft deshalb zurzeit die Möglichkeit 
einer solchen Zusammenführung. 


23. Abgeordneter 

Carsten 

Schneider 

(Erfurt) 

(SPD) 


Geht die Bundesregierung davon aus, dass 
die am 20. Februar 2006 im Planungsaus- 
schuss zur Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
getroffenen Verabredungen über die Vertei- 
lung der finanziellen Kürzungen des Gesamt- 
planfonds Bestand haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut 

Schauerte 

vom 9. März 2006 

Vor dem Hintergrund der vorgesehenen Kürzung haben sich im 
Bund-Länder-Planungsausschuss der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes- 
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ die Wirtschaftsminister 
des Bundes (Vorsitzender) und der Länder darauf verständigt, an der 
aktuellen Mittelverteilung festzuhalten und die Kürzung entsprechend 
anteilig zu tragen: Die neuen Länder mit Berlin tragen die Kürzung 
von 100 Mio. Euro ab 2007 zu ®/7, die alten Länder zu ^ji . 

Die Bundesregierung trägt den Beschluss mit. Sie hat ihn für den 
Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 2006 berücksichtigt. 
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Die abschließende Entscheidung liegt im Rahmen des parlamentari- 
schen Verfahrens zum Bundeshaushalt beim Deutschen Bundestag. 


24. Abgeordneter 

Kai 

Wegner 

(CDU/CSU) 


Aus welchem Grund werden im 2. Regierungs- 
entwurf der Finanzplanung bis 2009 im Be- 
reich des Einzelplans 09 (Bundesministerium 
für Wirtschaft und Technologie) die Förder- 
mittel für das Vorhaben „Sozialkarten-Verfah- 
ren“ ersatzlos gestrichen, und liegt die Strei- 
chung in den Ergebnissen der (angekündigten) 
Machbarkeitsstudie begründet? 


25. Abgeordneter 

Kai 

Wegner 

(CDU/CSU) 


Bedeutet diese Entscheidung ein Abrücken der 
Bundesregierung von ihrem Vorhaben, die Be- 
kämpfung der Schwarzarbeit durch ein elekt- 
ronisches Abfragesystem zu erleichtern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut 

Schauerte 

vom 8. März 2006 

Wegen des engen Sachzusammenhangs werden die Fragen 24 und 25 
zusammen beantwortet: 

Das Vorhaben „Sozialkarten-Verfahren“ soll zunächst im Rahmen 
der von Ihnen angesprochenen Machbarkeitsstudie noch einmal sorg- 
fältig überprüft und untersucht werden. Die Studie müsste aus allge- 
meinen Ressortforschungsmitteln des federführenden Ressorts finan- 
ziert werden. Nach Teilung des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit ist der Entscheidungsprozess über die Federführung bei 
dem Vorhaben noch nicht abgeschlossen. Auf Grundlage der Ergeb- 
nisse der Machbarkeitsstudie wird dann über das weitere Vorgehen 
und die Etatisierung eventuell notwendiger Haushaltsmittel zu ent- 
scheiden sein. 


26. Abgeordneter 

Kai 

Wegner 

(CDU/CSU) 


Welche Unterschiede gibt es zwischen dem 
„Sozialkarten-Verfahren“ und dem „Job-Card- 
Verfahren“, und welche Möglichkeiten bietet 
das „Job-Card-Verfahren“ unter Berücksichti- 
gung des Datenschutzes zur Bekämpfung von 
Schwarzarbeit? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut 

Schauerte 

vom 8. März 2006 

Beide Verfahren unterscheiden sich durch ihre Zielrichtung. Gegen- 
stand des „Sozialkarten-Verfahrens“ ist eine verbesserte Bekämpfung 
der Schwarzarbeit. Die „Job-Card“ zielt demgegenüber auf Bürokra- 
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tieabbau und Entlastung der Wirtschaft durch radikale Verringerung 
bisheriger Meldepflichten im Entgeltbereich. 

Das „Job-Card-Verfahren“ eignet sich nicht zur Bekämpfung der 
illegalen Beschäftigung und Schwarzarbeit. 


27. Abgeordneter Wann kann mit der Einführung der „Job- 

Kai Card“ auf Bundesebene gerechnet werden? 

Wegner 
(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut 

Schauerte 

vom 8. März 2006 

Die Einführung der „Job-Card“ setzt die Schaffung einer gesetzlichen 
Grundlage voraus. Ein entsprechender Entwurf wird zurzeit vorberei- 
tet. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie strebt ein 
Inkrafttreten der gesetzlichen Regelung zur „Job-Card“ im Eauf der 
Eegislaturperiode an. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 


28. Abgeordnete 

Dr. Christel 
Happach-Kasan 

(EDP) 


Gilt das Impfverbot gegen die Vogelgrippe 
auch für Zootiere, Vögel in Tiergärten sowie 
Tiervogelbestände? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 7. März 2006 

Eine Impfung von in Zoos oder ähnlichen Einrichtungen gehaltenen 
empfänglichen Vögeln, die als gefährdet für aviäre Influenza gelten, 
ist dann möglich, wenn der EU-Mitgliedstaat dies auf der Grundlage 
einer Risikobewertung beschließt. Sofern ein Zoo über die zuständige 
Eandesbehörde einen entsprechenden Impfantrag, der einen Impfplan 
enthalten muss, stellt, wird das Bundesministerium für Ernährung, 
Eandwirtschaft und Verbraucherschutz diesen Antrag nach Prüfung 
der Konformität mit dem Gemeinschaftsrecht an die Europäische 
Kommission weiterleiten. 


29. Abgeordnete 

Dr. Christel 
Happach-Kasan 

(EDP) 


Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, 
dass Impfungen gegen die Vogelgrippe für die- 
se Tiere eine wichtige Schutzmaßnahme dar- 
stellen, um deren Erkrankung durch eine In- 
fektion durch Wildvögel zu verhindern? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 7. März 2006 

Die Impfung von für das aviäre Influenzavirus (AI) empfänglichen 
Vögeln in Zoos oder ähnlichen Einrichtungen unterliegt im Wesent- 
lichen den gleichen Mechanismen wie die Impfung von Wirtschafts- 
geflügel; gleichwohl ist nicht bekannt, ob und wenn ja inwieweit die 
derzeit zur Verfügung stehenden Impfstoffe (die für die in Zoos z. T. 
gehaltenen exotischen Vögel nicht zugelassen sind) überhaupt eine 
Schutzwirkung entfalten. Geimpfte Tiere sind in der Regel noch infi- 
zierbar, können das Virus ausscheiden und eventuell weiterverbreiten, 
ohne selbst zu erkranken. Vermeintlich gesunde Tiere können so unter 
Umständen unerkannt das Al-Virus weiterverbreiten. Zudem wird ein 
immunologischer Druck ausgeübt, der zur Selektion von neuen Virus- 
varianten führen kann. 


30. Abgeordnete 

Dr. Christel 
Happach-Kasan 

(FDP) 


Ist nach Einschätzung der Bundesregierung zu 
erwarten, dass eine Impfung dieser Bestände 
handelspolitisch negative Konsequenzen hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 7. März 2006 

Es ist nicht völlig auszuschließen, dass eine Impfung von Vögeln in 
Zoos oder ähnlichen Einrichtungen negative handelspolitische Auswir- 
kungen von Drittländern auf den Handel mit Geflügel und deren Pro- 
dukten haben könnte. 


31. Abgeordnete 

Dr. Christel 
Happach-Kasan 

(FDP) 


Welche Planungen hat die Bundesregierung 
getroffen, um wie in den Vorjahren eine für 
die deutschen Fischer angemessene Beifang- 
regelung zu gewährleisten, insbesondere für 
Dorschflscher, wenn die Vorgaben der EU 
(10 Prozent während der Dorschschonzeit) 
nicht ausreichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 7. März 2006 

Nach Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 52/2006 zur Festsetzung 
der Fangmöglichkeiten und begleitenden Fangbedingungen für be- 
stimmte Fischbestände und Bestandsgruppen in der Ostsee (2006) ist 
die Dorschfischerei in der westlichen Ostsee vom 15. März 2006 bis 
zum 14. Mai 2006 und in der östlichen Ostsee vom 15. Juni 2006 bis 
zum 14. September 2006 untersagt. Zusätzlich gibt es in der westli- 
chen Ostsee 30 und in der östlichen Ostsee 27 Schließungstage, die 
von den jeweüigen Mitgliedstaaten festzusetzen sind. 

Während dieser Zeit ist jegliche Fischerei mit Schlepp- oder Stellnet- 
zen mit einer Maschenöffnung von 90 mm oder mehr verboten. Für 
Fahrzeuge unter 12 m Fänge ist lediglich eine Fischerei mit Stellnet- 
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zen von 110 mm oder mehr erlaubt, sofern der Dorschbeifang eine 
Menge von 10 Prozent nicht übersteigt. 

Von dieser Regelung gibt es keine Ausnahme. Sie ist in allen Mitglied- 
staaten unmittelbar geltendes Recht. Die Bundesregierung kann des- 
halb keine Regelung treffen, die - wie in den Vorjahren - einen 
Dorschbeifang von 200 kg pro Fahrzeug und Tag erlauben würde. 
Während des Dezemberrates, in der die o. g. EG-Verordnung be- 
schlossen wurde, hat sich die Bundesregierung mit Nachdruck um 
eine Beifangregelung entsprechend den Vorjahren bemüht. Sie wurde 
hierbei jedoch weder von der EU-Kommission noch von einem ande- 
ren Mitgliedstaat unterstützt. 


32. Abgeordnete 

Dr. Kirsten 
Tackmann 
(DIE LINKE.) 


Welche neuen Kompetenzen sollen nach Auf- 
fassung des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz kon- 
kret an sein Bundesministerium bzw. an wel- 
che „zentrale Institutionen“ im Zusammen- 
hang mit der Bekämpfung von Tierseuchen 
neu übertragen werden und mit welcher kon- 
kreten Zielstellung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 9. März 2006 

Es ist nicht vorgesehen, neue Kompetenzen im Zusammenhang mit 
der Bekämpfung von Tierseuchen an das Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz bzw. an „zentrale 
Institutionen“ zu übertragen. Im Verlauf der bisherigen Tierseuchen- 
bekämpfung sind keine strukturellen Mängel erkennbar geworden, die 
es rechtfertigen würden, Änderungen im bewährten Kompetenzgefü- 
ge von Bund und Ländern herbeizuführen. Unabhängig davon wird 
über die Aufgabenwahrnehmung durch die durchführenden Stellen 
nach Abschluss des Seuchengeschehens noch zu reden sein. In diesem 
Zusammenhang fällt auch die Überlegung, eindeutige Koordinie- 
rungsmöglichkeiten des Bundes zu verabreden. 


33. Abgeordnete 

Dr. Kirsten 
Tackmann 
(DIE LINKE.) 


Welche wissenschaftlichen Projekte zur Auf- 
klärung der Rolle von Wildtieren als Erreger- 
reservoir für Infektionen bei Tieren oder von 
diesen auf Menschen übertragbarer Erkran- 
kungen hat die Bundesregierung in den ver- 
gangenen fünf Jahren in welchem Umfang 
finanziell gefördert (bitte einzeln aufiisten)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 9. März 2006 

Die Forschung über Zoonosen ist eine Kernaufgabe des Bundesfor- 
schungsinstituts für Tiergesundheit, Friedrich-Loeffier-Institut Insel 
Riems, die aus dem etatmäßigen Haushalt, ergänzt durch zusätzliche 
Projektförderungen, bestritten wird. 



Drucksache 16/894 


- 20 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


34. Abgeordnete 

Dr. Kirsten 
Tackmann 
(DIE LINKE.) 


Welche Überlegungen gibt es seitens der Bun- 
desregierung zur Unterstützung von Tierhal- 
tern, die infolge Bekämpfungsmaßnahmen in 
soziale Notlagen geraten sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 9. März 2006 

Auf Initiative von Bundesminister Horst Seehofer quantifiziert derzeit 
eine Arbeitsgruppe des Bundes und der Länder gemeinsam mit den 
betroffenen Wirtschaftsverbänden die wirtschaftlichen Eolgewirkun- 
gen der Vogelgrippe in den Geflügel haltenden Betrieben, auf deren 
Grundlage Hüfsmaßnahmen zu prüfen sind. 


35. Abgeordnete 

Dr. Kirsten 
Tackmann 
(DIE LINKE.) 


Welche Überlegungen gibt es seitens der Bun- 
desregierung zur Übernahme von konkreten 
Kosten für Bekämpfungsmaßnahmen (Bundes- 
wehr, Technisches Hilfswerk (THW) etc.) auf 
Rügen, die von ihr eingefordert wurden bzw. 
durch diese Bekämpfungsmaßnahmen indirekt 
verursachte wirtschaftliche Verluste in der 
T ourismusbranche? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 9. März 2006 

Im Zusammenhang mit dem Auftreten der Gefiügelpest war neben an- 
deren Organisationen auch das THW im Einsatz. Die Einsatzkosten 
lassen sich noch nicht abschließend beziffern. Die Gesamtkosten von 
Einsätzen des THW werden erfahrungsgemäß von den Lohnkosten- 
erstattungen an die Arbeitgeber der eingesetzten Helfer (grober Erfah- 
rungswert: 100 Euro pro Helfertag) geprägt. 

Eür das THW ist der mit § 63 BHO gesetzlich vorgegebene Grundsatz 
zu beachten, dass der Bund Vermögensgegenstände nur zum vollen 
Wert veräußern darf und Ausnahmen hiervon im Grundsatz im Haus- 
haltsplan zum Ausdruck gebracht werden müssen. Diese gesetzliche 
Vorgabe ist nach Auffassung des Bundesministeriums der Einanzen 
(BME) und den einschlägigen Kommentierungen umfassend zu ver- 
stehen und erstreckt sich auch auf Einsätze des THW. Entsprechend 
sieht die Abrechnungsrichtlinie des THW eine Kostenerstattungs- 
pfiicht für anfordernde Stellen vor. 

Das BME kann bei „geringem Wert“ oder dringendem Bundesinteres- 
se gemäß § 63 Abs. 4 BHO Ausnahmen zulassen. Das BME stellt ge- 
mäß der einschlägigen Verwaltungsvorschrift hierbei insbesondere 
auch darauf ab, ob nicht bis zum nächsten Haushaltsplan zugewartet 
werden und damit eine parlamentarische Bewilligung - durch einen 
entsprechenden Haushaltsvermerk - erreicht werden kann. Darüber 
hinaus nimmt das BME in den Haushaltsaufstellungsverfahren zu der- 
artigen Haushaltsvermerken - zurückliegend z. B. auch für Einsätze 
des THW bei der Eußball-WM - eine sehr zurückhaltende Position 


ein. 
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Überdies tragen Bund und Länder nach Artikel 104a GG die Ausga- 
ben, die sich aus der Wahrnehmung ihrer Aufgaben ergeben, grund- 
sätzlich gesondert. Die Erfüllung staatlicher Aufgaben - auch im Rah- 
men des Katastrophenschutzes ist grundsätzlich Sache der Länder 
(Artikel 30 GG). Unterstützungsleistungen des Bundes (Artikel 35 
GG) sind als Amtshilfe kostenpflichtig. 

Seiner grundlegenden Verpflichtung zur Unterstützung der Länder in 
Katastrophenlagen kommt der Bund nach, indem er u. a. die Vorhalte- 
kosten für das Technische Hüfswerk trägt. 

Ein Verzicht könnte ohnedies für den Einsatz des THW nur mit Zu- 
stimmung des BML erfolgen. Dabei muss davon ausgegangen werden, 
dass das BML selbst bei einer Zustimmung keine zusätzlichen Mittel 
bereitstellen würde und die Mehrkosten damit vom THW zu tragen 
wären. 

Ungeachtet der Tatsache, dass bisher Kosten durch das THW weder 
geltend gemacht wurden noch ein Kostenverzicht bisher beantragt 
wurde, wird das Bundesministerium des Innern auf eine Geltendma- 
chung der Kosten grundsätzlich nicht verzichten. 

Eür die Unterstützungsleistungen bei den Tierseuchenbekämpfungs- 
maßnahmen auf Rügen berechnet die Bundeswehr - wie bei allen Eäl- 
len der Katastrophenhilfe - die ihr entstandenen Sachkosten; Perso- 
nalkosten werden nicht in Ansatz gebracht. Eine Kostenminderung ist 
bei Vorliegen eines überwiegenden Ausbildungsinteresses oder eines 
dringenden Bundesinteresses möglich. 

Zur Kostenerstattung ist grundsätzlich das originär zuständige Bun- 
desland verpflichtet. 

Über die Kostenberechnung wird abschließend entschieden, sobald al- 
le Hilfeleistungen beendet sind und die Meldungen über die Art sowie 
den Umfang der Unterstützungsleistungen vorliegen. 


36. Abgeordneter 

Dr. Harald 
Terpe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann beabsichtigt die Bundesregierung die 
von der EU-Kommission am 1. Eebruar 2006 
angemahnte Umsetzung der Richtlinie 2003/ 
33/EG (Tabakwerbung) in nationales Recht 
umzusetzen, und wie will sie die von der EU- 
Kommission angekündigte Befassung des 
Europäischen Gerichtshofes im Lalle einer 
weiteren Eristversäumnis vermeiden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 7. März 2006 

Die Bundesregierung wird die mit Gründen versehene Stellungnahme 
der Europäischen Kommission vom 1. Eebruar 2006 in Sachen Tabak- 
werbe-Richtlinie sorgfältig prüfen und gegenüber der Europäischen 
Kommission dazu Stellung nehmen. 



Drucksache 16/894 


- 22 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Die Bundesregierung ist nach wie vor der Auffassung, dass die Euro- 
päische Gemeinschaft in Teilen dieser Richtlinie keine Regelungskom- 
petenz hat. 

Vor dem Hintergrund des Fortgangs der Klage der Bundesrepublik 
Deutschland beim Europäischen Gerichtshof auf Nichtigerklärung 
der Artikel 3 und 4 der Tabakwerbe-Richtlinie einerseits und des von 
der Europäischen Kommission gegen Deutschland eingeleiteten Ver- 
fahrens andererseits wird zu gegebener Zeit über die Einleitung des 
parlamentarischen Verfahrens zur Umsetzung der Richtlinie zu ent- 
scheiden sein. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


37. Abgeordneter 

Ernst-Reinhard 

Beck 

(Reutlingen) 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über die Abschlussberichte der Modellerpro- 
bung „Beauftragte der Bundeswehr für Zivil- 
Militärische Zusammenarbeit“ in den Wehrbe- 
reichen I und II, und welche Schlüsse zieht die 
Bundesregierung für die künftigen territorialen 
Sicherheitsstrukturen und für den Katastro- 
phenschutz in der Bundesrepublik Deutsch- 
land daraus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Friedhert Pflüger 
vom 2. März 2006 

Die Bundeswehr hat in den vergangenen beiden Jahren das Konzept 
für die Zivü-Militärische Zusammenarbeit im Inland überarbeitet und 
ein neues Modell erprobt. Dabei ging es vor allem darum, unsere Or- 
ganisationsstrukturen an die veränderten sicherheitspolitischen Rah- 
menbedingungen anzupassen und Unterstützungsmöglichkeiten für 
die Eandesbehörden im Katastrophenfall zu optimieren. 

Das neue Konzept sieht insbesondere vor, dass künftig je Bundesland 
ein Eandeskommando am Sitz der Eandesregierung als ständiger An- 
sprechpartner für alle Fragen der Unterstützung der Eandesbehörden 
durch die Bundeswehr zur Verfügung steht. Gleichzeitig werden die 
an der Einsatzführung beteiligten Führungsebnen reduziert und die 
Zusammenarbeit auf der Orts- und Mittelebene intensiviert. 

Dazu wird die Bundeswehr sich verstärkt auf kompetente, in ihrer 
Region verwurzelte Reservistinnen und Reservisten stützen. Als „Be- 
auftragte der Bundeswehr für die Zivil-Militärische Zusammenarbeit“ 
sollen sie an der Schnittstelle zu den für die Katastrophenabwehr ver- 
antwortlichen mittleren und unteren Katastrophenschutzbehörden 
weitgehend eigenständig an Planungs- und Beratungsaufgaben bereits 
im Vorfeld von Krisenlagen mitwirken. Sie können dabei sowohl ihre 
zivilberuflichen Qualifikationen als auch ihre militärischen Fähigkei- 
ten einbringen. Damit erreicht die Bundeswehr an dieser wichtigen 
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Schnittstelle auch größere Kontinuität als bisher. Regionale Planungs- 
und Unterstützungstrupps aus aktiven Soldaten sichern die jederzeiti- 
ge Arbeitsfähigkeit der Beauftragten ab. Die Ansprechpartner der Be- 
hörden werden seltener wechseln. 

Die „Beauftragten der Bundeswehr für die Zivil-Militärische Zusam- 
menarbeit“ stellen für die zivilen Behörden außerdem die Verbindung 
zu den Truppenteilen her, die im Bedarfs- oder Übungsfall die Unter- 
stützungsleistungen tatsächlich zu erbringen haben. Somit kann sich 
die zivile Seite auch im Krisenfall auf konstante militärische Beratung 
stützen. Die aus den gesamten Streitkräften für die Hilfeleistung he- 
ranzuziehenden Truppenteüe werden dem zuständigen Wehrbereichs- 
kommando für den jeweiligen Hilfseinsatz unterstellt und entspre- 
chend der zivilen Einsatzplanung bzw. nach Weisung der zivüen Ein- 
satzleitung eingesetzt. 

Das neue Konzept wurde von August 2004 bis November 2005 ge- 
meinsam mit den Eändern Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein und 
Mecklenburg-Vorpommern erfolgreich erprobt und sorgfältig ausge- 
wertet. Es wird von den Reservistinnen/Reservisten und der zivilen 
Seite akzeptiert und ist geeignet, die Zivil-Militärische Zusammen- 
arbeit gerade auf der Bezirks- und Kreisebene nachhaltig zu intensi- 
vieren. Die vielfältigen Erfahrungen, die die Bundeswehr in enger 
Zusammenarbeit mit den verantwortlichen Katastrophenschutzbehör- 
den bis zur Ebene Kreis/kreisfreie Stadt gesammelt hat, sind in die 
Weiterentwicklung des Konzepts eingeflossen. 

Der Bundesminister der Verteidigung Dr. Eranz Josef Jung hat das 
weiterentwickelte Konzept gebilligt. Änderungen am Stationierungs- 
konzept sind in diesem Zusammenhang nicht vorgesehen. 

Ergänzend hat der Bundesminister der Verteidigung Dr. Eranz Josef 
Jung angewiesen, das nun umzusetzende Konzept der Zivil-Militä- 
rischen Zusammenarbeit weiter auszubauen. Hierzu werden derzeit 
im Bundesministerium der Verteidigung erste Überlegungen angestellt 
und in Kürze der Eeitung vorgetragen. 

Die Einnahme der neuen Strukturen wird nun vorbereitet. Das Bun- 
desministerium der Verteidigung wird in diesen Tagen zunächst die 
betroffenen Eandesbehörden über die beabsichtigte Realisierung des 
Modells „Beauftragte der Bundeswehr für die Zivil-Militärische Zu- 
sammenarbeit“ informieren. Einzelheiten werden dann zwischen 
Wehrbereichskommando und den Bundesländern abzusprechen sein. 

Die parlamentarischen Gremien werden zeitnah informiert. 


38. Abgeordneter 

Paul 

Schäfer 

(Köln) 

(DIE EINKE.) 


Seit wann hatte die Bundesregierung Kennt- 
nis von der Existenz von Verwahrungs- und 
Vernehmungszellen auf dem US-Stützpunkt 
Bagram/Afghanistan? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Friedbert Pflüger 
vom 8. März 2006 

Der Bundesregierung ist die Existenz einer Hafteinrichtung auf dem 
Stützpunkt Bagram bekannt. Zu den näheren Umständen verfügt die 
Bundesregierung über keine eigenen über Medienberichte hinausge- 
hende Erkenntnisse. 


39. Abgeordneter Hatten Bundeswehreinheiten Zugang zu den 

Paul Verwahrungs- und Vernehmungszellen auf 

Schäfer dem US-Stützpunkt Bagram/Afghanistan? 

(Köln) 

(DIE EINKE.) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Friedbert Pflüger 
vom 8. März 2006 

Die im Rahmen von ISAF und der Operation Enduring Freedom in 
Afghanistan eingesetzten Bundeswehrangehörigen hatten und haben 
keinen Zugang zu Verwahrungs- oder Vernehmungszellen auf dem 
US-Stützpunkt Bagram/Afghanistan. 


40. Abgeordneter 

Paul 

Schäfer 

(Köln) 

(DIE EINKE.) 


Haben Angehörige der Bundeswehr an den 
Verhören und/oder Vernehmungen von Ge- 
fangenen auf dem US-Stützpunkt Bagram/Af- 
ghanistan teilgenommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Friedbert Pflüger 
vom 8. März 2006 

Nach hier vorliegenden Erkenntnissen haben keine Angehörigen der 
Bundeswehr auf dem US-Stützpunkt Bagram/Afghanistan an Verhö- 
ren oder Vernehmungen teilgenommen. 


41. Abgeordneter 

Paul 

Schäfer 

(Köln) 

(DIE EINKE.) 


Seit wann und mit welchen Aufgaben sind 
deutsche Soldaten als Teü des deutschen Ver- 
bindungskommandos auf dem US-Stützpunkt 
Bagram/Afghanistan stationiert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Friedbert Pflüger 
vom 8. März 2006 

Die USA haben Mitte 2002 den an der Operation Enduring Freedom 
teilnehmenden Nationen eine personelle Beteiligung am Hauptquar- 
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her der Combined Joint Task Force (CJTF) 180 (jetzt CJTF 76) ange- 
boten. Zur Gewährleistung der Verbindung zum Hauptquartier der 
CJTF 180 wurde zunächst ein als Verbindungsoffizier beim USA 
XVIII Airborne Corps eingesetzter Stabsoffizier der Bundeswehr im 
Juni 2002 mit dem Stab dieses Verbandes nach Afghanistan verlegt. 

Mit Wirkung vom 12. August 2002 wurde ein Verbindungskommando 
beim Hauptquartier CJTF 180 aufgestellt. Es besteht derzeit aus drei 
Soldaten. Sie haben den Auftrag, die Interessen der Bundeswehr auf 
Ebene des Hauptquartiers CJTF 76 zu vertreten sowie den Einsatz 
von deutschen Soldaten mit dem Hauptquartier CJTF zu koordinie- 
ren. 


42. Abgeordneter 

Dr. Rainer 
Stinner 

(FDP) 


Welche Soldaten der Bundeswehr dürfen für 
welche Art von Aufträgen im Dienst Zivil 
tragen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Friedbert Pflüger 
vom 2. März 2006 

Das Tragen der Uniform der Soldaten der Bundeswehr ist in der Zent- 
ralen Dienstvorschrift (ZDv 37/10) „Anzugordnung für die Soldaten 
der Bundeswehr“ geregelt, die für alle Soldatinnen und Soldaten der 
Bundeswehr im In- und Ausland gilt. In Nummer 104 der Vorschrift 
wird als Grundsatz bestimmt: „Im Dienst ist Uniform zu tragen, wenn 
diese Dienstvorschrift nichts anderes bestimmt.“ 

Der Disziplinarvorgesetzte kann jedoch - sofern dienstliche Gründe 
vorliegen - für bestimmte Gelegenheiten oder an bestimmten Orten 
das Tragen der Uniform oder einer bestimmten Anzugart verbieten 
(Nummer 108). 

Ausnahmen zur Uniformtragepflicht sind in verschiedenen Nummern 
der Vorschrift festgelegt: 

• Zivilkleidung darf im Dienst nur mit Genehmigung des Disziplinar- 
vorgesetzten getragen werden. Auf Antrag eines schwangeren 
weiblichen Soldaten ist das Tragen von Zivilkleidung vom nächsten 
Disziplinarvorgesetzten anzu ordnen (Nummer 110). 

• Freigestellt ist die Wahl des Anzuges (Uniform/Zivil) an den Uni- 
versitäten der Bundeswehr für die Teilnahme an wissenschaftlichen 
Lehrveranstaltungen und an den Bundeswehrfachschulen generell 
(Fußnote zur Nummer 104). 

• Bei politischen Veranstaltungen darf die Uniform nicht getragen 
werden. Dies gilt nicht bei dienstlich angeordneter Teilnahme 
(Nummer 113). 

• In Dienststellen der Bundeswehr im Ausland tragen Soldatinnen 
und Soldaten im Dienst die Uniform, die für den gleichen Dienst 
im Inland vorgesehen ist. Abweichende Regelungen in zwischen- 



Drucksache 16/894 


-26- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


staatlichen Abkommen gehen der Dienstvorschrift vor (Nummer 
119). 

• Abgesehen von besonderen Auslandsverwendungen und den Rege- 
lungen gemäß Nummer 119 tragen alle Soldaten im Ausland Zivil, 
soweit nicht das Bundesministerium der Verteidigung das Tragen 
der Uniform befohlen hat oder im Einzelfall für Besuche aus dienst- 
lichem Anlass genehmigt wurde (Nummer 120). 

Über die Bestimmungen der ZDv 37/10 hinausgehende Abweichun- 
gen befiehlt der Amtschef Streitkräfteamt im Auftrag des General- 
inspekteurs der Bundeswehr oder genehmigt sie auf Antrag (Num- 
mer 129). 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


43. Abgeordnete 

Dr. Gesine 
Lötzsch 
(DIE EINKE.) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
dass der im GKV-Modernisierungsgesetz fest- 
geschriebenen Betrag von 421,28 Euro für 
Hörgeräte häufig nicht ausreichend ist, und 
denkt die Bundesregierung darüber nach, die- 
sen Betrag zu erhöhen, um auch Menschen, 
die sich eine Zuzahlung nicht leisten können, 
die Möglichkeit zu geben, voll am gesellschaft- 
lichen Eeben teilnehmen zu können? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 8. März 2006 

Durch das GKV-Modernisierungsgesetz wurde den Spitzenverbänden 
der Krankenkassen die Eestsetzung bundeseinheitlicher Eestbeträge 
für Hilfsmittel übertragen. Vorher wurden Eestbeträge auf Eandesebe- 
ne festgesetzt. Die Bundesregierung hat keinen unmittelbaren Einfluss 
auf die Höhe der Eestbeträge. Die Eestbeträge sind entsprechend den 
gesetzlichen Vorgaben so festzusetzen, dass sie im Allgemeinen eine 
ausreichende, zweckmäßige und wirtschaftliche sowie in der Qualität 
gesicherte Versorgung gewährleisten. Sie sind mindestens einmal im 
Jahr zu überprüfen und in geeigneten Zeitabständen an eine veränder- 
te Marktlage anzupassen. 

Wenn für ein Hilfsmittel ein Eestbetrag festgesetzt ist, trägt die Kran- 
kenkasse die Kosten bis zur Höhe dieses Betrags. Nach Darstellung 
des für die Hilfsmittelversorgung federführenden IKK-Bundesverban- 
des ist über Verträge der Krankenkassen mit den Eeistungserbringern 
grundsätzlich sichergestellt, dass den Versicherten Möglichkeiten 
einer Versorgung mit Hörgeräten ohne zusätzliche Aufzahlung ange- 
boten werden. 

Die Bundesregierung hat im Sommer 2005 Gespräche zwischen dem 
Deutschen Schwerhörigenbund und den Krankenkassen über die Ver- 
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sorgung von hochgradig schwerhörigen Versicherten initiiert. Bei die- 
sen Gesprächen und der kürzlich erfolgten Überprüfung der Festbe- 
träge durch den IKK-Bundesverband wurde festgestellt, dass aussage- 
kräftige Daten zum Versorgungsaufwand von Menschen mit hochgra- 
diger Schwerhörigkeit und zur Eingrenzung dieses Personenkreises 
nicht vorliegen. Wegen der unzureichenden Datenlage sieht der IKK- 
Bundesverband derzeit keine Grundlage für entsprechende Änderun- 
gen der Festbeträge für Hörgeräte. Die Bundesregierung wird die wei- 
tere Entwicklung sorgfältig beobachten und in dieser Angelegenheit 
auch ihrerseits den Dialog mit den Verbänden behinderter Menschen 
fortsetzen. 


44. Abgeordneter 

Dr. Volker 

Wissing 

(FDP) 


Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung die Ausgaben der gesetzlichen Kranken- 
versicherung pro Beitragszahler bzw. Versi- 
chertem, und wie stellen sich im Vergleich 
dazu die für Arbeitslosengeld-II-Empfänger 
gezahlten Krankenkassenbeiträge (pro Kopf 
und absolut) vor bzw. nach den im Haushalts- 
begleitgesetz 2006 vorgesehenen Änderungen 
dar? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 7. März 2006 

Nach den vorläufigen Rechnungsergebnissen der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung für das Jahr 2005 beliefen sich die Leistungsausga- 
ben je Mitglied (Beitragszahler) der allgemeinen Krankenversicherung 
(AKV) auf 2 015,63 Euro, je Versichertem (Mitglieder und beitrags- 
frei mitversicherte Angehörige) auf 1 294,94 Euro. 

Seit dem 1. Januar 2006 beträgt der monatliche Krankenversiche- 
rungsbeitrag für ALG-II-Empfänger 117,07 Euro (Produkt aus dem 
Beitragssatz von 13,2 Prozent, der Bezugsgröße von 2 450 Euro mo- 
natlich und dem Faktor nach § 232a Abs. 1 Nr. 2 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB V) von 0,3620). Ursprünglich wären für das 
Jahr 2006 Ausgaben für Beiträge von ALG-II-Beziehern von rund 4,5 
Mrd. Euro zu erwarten gewesen. Dies entspräche einer Zahl von rund 
3,2 Millionen Mitgliedern. Die Zahl der Mitglieder ist geringer als die 
Zahl der ALG-II-Bedarfsgemeinschaften, weil ein Teil der Leistungs- 
bezieher bereits auf andere Weise krankenversichert ist. 

Die im Haushaltsbegleitgesetz 2006 vorgesehene Absenkung des Fak- 
tors nach § 232a Abs. 1 Nr. 2 SGB V von 0,3620 auf 0,3450 ab dem 
1. Juli 2006 führt zu einer Senkung des monatlichen Beitrags auf 
111,57 Euro (Produkt aus dem Beitragssatz von 13,2 Prozent, der Be- 
zugsgröße von 2 450 Euro monatlich und dem Faktor nach § 232a 
Abs. 1 Nr. 2 SGB V von 0,3450). Diese Absenkung des monatlichen 
Beitrags wird die Summe der Ausgaben für Beiträge von ALG-II- 
Empfängern im Jahr 2006 auf rund 4,4 Mrd. Euro senken. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwickiung 


45. Abgeordnete 

Renate 

Blank 

(CDU/CSU) 


Ist vor dem Hintergrund, dass beträchtliche 
Bundesmittel in das Netz der Deutschen Bahn 
AG fließen, die wiederum aus dem Netz 
Trasseneriöse erzielt, beabsichtigt, dass diese 
Trasseneriöse in den Bundeshaushalt zurück- 
fließen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 3. März 2006 

Nein. Im Rahmen der Bahnreform sind die Eisenbahninfrastrukturun- 
ternehmen des Bundes (EIU) Eigentümer der Schieneninfrastruktur 
geworden. Der Bund hat sich damit jedoch nicht seiner Infrastruktur- 
verantwortung entledigt. Vielmehr ist in Artikel 87e des Grundge- 
setzes verankert, dass der Bund für den Ausbau und Erhalt des Schie- 
nennetzes der Eisenbahnen des Bundes die Verantwortung trägt. Die- 
se Verantwortung des Bundes wird durch das Bundesschienenwege- 
ausbaugesetz konkretisiert. Nach diesem Gesetz finanziert der Bund 
Investitionen in die Schienenwege der Eisenbahnen des Bundes. Dies 
betrifft sowohl Ersatzinvestitionen als auch Neu- und Ausbaumaßnah- 
men. 

Den EIU obliegen dagegen alle sich aus der Eigentümerfunktion erge- 
benden Rechte und Pflichten, insbesondere die Instandhaltung und 
der Betrieb der Schieneninfrastruktur, für die die Erlöse aus den von 
den EIU unter betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten festgesetzten 
Trassennutzungsentgelten eingesetzt werden. 


46. Abgeordnete 

Renate 

Blank 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind diese jährlichen Trasseneinnah- 
men, und wie hoch sind der gesamte Umsatz 
und der Gewinn der Deutschen Bahn Netz 
AG? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 3. März 2006 

Die im Geschäftsbericht 2004 der DB Netz AG veröffentlichte 
Gewinn- und Verlustrechnung weist Trasseneriöse in Höhe von 
3 638,2 Mio. Euro, Umsatzerlöse von insgesamt 3 856,9 Mio. Euro 
und als Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit einen Verlust in 
Höhe von 182,6 Mio. Euro aus. 
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47. Abgeordnete 

Angelika 

Brunkhorst 

(FDP) 


Wie viele Bestandsimmobilien mit Energiebe- 
darfsausweis (Neubauten seit 2002) und Be- 
standsimmobilien mit Baujahr vor 2002 (ohne 
Energiebedarfsausweis) haben im vergangenen 
Jahr im Wege der Zwangsversteigerung den 
Eigentümer gewechselt, und wie viele Zwangs- 
versteigerungen von Bestandsimmobilien mit 
Baujahr vor 2002 werden nach Kenntnis der 
Bundesregierung für 2006 prognostiziert? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 7. März 2006 

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor. 


48. Abgeordnete 

Angelika 

Brunkhorst 

(FDP) 


Wird die Bundesregierung im Rahmen der 
Einführung des Energieausweises durch Neu- 
fassung der Energieeinsparverordnung neben 
den Fällen von Verkauf oder Vermietung 
von Bestandsimmobilien auch den Fall des 
Erwerbs einer Immobilie im Rahmen der 
Zwangsversteigerung in die Energieausweis- 
Vorlagepflicht einbeziehen, und wenn nein, 
gibt es einen sachlichen Grund für die Ausnah- 
me dieser Form der Eigentumsübergänge? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 7. März 2006 

Die Frage, in welchen Fällen ein Energieausweis auszustellen ist, wird 
in der zu novellierenden Energieeinsparverordnung geregelt werden. 
Über die Einzelheiten hat die Bundesregierung noch nicht entschie- 
den. 


49. Abgeordneter 

Reinhard 

Grindel 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass dem Land Niedersachsen aus 
dem Jahr 1984 eine Zusage des Bundes vor- 
liegt, im Bereich Sittensen/Elsdorf auf der 
Bundesautobahn 1 zwischen Hamburg und 
Bremen eine Anschlussstelle einzurichten (vgl. 
Zevener Zeitung vom 25. Februar 2006), und 
wenn ja, welchen Inhalt hatte diese Zusage? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 2. März 2006 

Im Rahmen einer Planungsbesprechung am 18. /19. Juni 1984 wurde 
dem Land Niedersachsen seitens des damaligen Bundesministeriums 
für Verkehr mitgeteilt, dass gegen den Bau einer neuen Anschlussstel- 
le im Bereich Sittensen/Elsdorf aus verkehrstechnischer Sicht keine 
Bedenken bestehen und dass eine Kostenteilung gemäß § 12 Abs. 2 
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des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) zwischen dem Bund und dem 
Land Niedersachsen hier unumgänglich sei. 


50. Abgeordneter 

Reinhard 

Grindel 

(CDU/CSU) 


Fühlt sich die Bundesregierung an die dama- 
lige Zusage noch gebunden, und hält sie im 
Bereich Sittensen/Elsdorf vor dem Hinter- 
grund der derzeitigen Verkehrssituation, der 
inzwischen erfolgten Ansiedlung überregional 
bedeutsamer Unternehmen und der zu erwar- 
tenden Verkehrsentwicklung die Einrichtung 
einer Anschlussstelle für sinnvoll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 2. März 2006 

Die 1984 vom damaligen Bundesministerium für Verkehr getroffene 
Aussage zu einer neuen Anschlussstelle im Bereich Sittensen/Elsdorf 
ist anhand eines mit Rundschreiben vom 8. Februar 1995 an die Län- 
der eingeführten Fragenkataloges erneut zu prüfen. Für die Zustim- 
mung zu einer neuen Anschlussstelle sind dem Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) von dem Land Nieder- 
sachsen nach diesem standardisierten Fragenkatalog Unterlagen vor- 
zulegen. Diese müssen insbesondere Aussagen zu der verkehrlichen 
Notwendigkeit einschließlich der Fernverkehrsrelevanz und den ver- 
kehrlichen Wirkungen der geplanten Anschlussstelle enthalten. Ein 
Antrag mit den entsprechenden Unterlagen liegt dem BMVBS bisher 
nicht vor, so dass derzeit weder Aussagen zum Erfolg eines Antrages 
noch zum zeitlichen Ablauf gemacht werden können. 


51. Abgeordneter 

Reinhard 

Grindel 

(CDU/CSU) 


Hat das Land Niedersachsen in letzter Zeit 
einen Antrag auf Einrichtung einer Anschluss- 
stelle auf der Bundesautobahn 1 im Bereich 
Sittensen/Elsdorf gestellt oder zumindest einen 
solchen Antrag angekündigt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 2. März 2006 

Das Land Niedersachsen hat auf Anfrage des BMVBS am 28. Febru- 
ar 2006 einen Antrag für die geplante Anschlussstelle auf der Bundes- 
autobahn 1 im Bereich Sittensen/Elsdorf angekündigt. 


52. Abgeordneter 

Reinhard 

Grindel 

(CDU/CSU) 


Hat es ansonsten in der Vergangenheit irgend- 
welche Initiativen des Landes Niedersachsen 
für die Einrichtung einer Anschlussstelle im 
Bereich Sittensen/Elsdorf auf der Bundesauto- 
bahn 1 gegeben? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 2. März 2006 

Weitere Initiativen seitens des Landes Niedersachsen für die Einrich- 
tung einer Anschlussstelle im Bereich Sittensen/Elsdorf sind dem 
BMVBS nicht bekannt. 


53. Abgeordneter 

Dr. Anton 
Hofreiter 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwieweit widersprechen sich Überlegungen 
der im Zuge der Auftragsverwaltung für die 
Bundesfernstraßen zuständigen Straßenbau- 
verwaltung des Eandes Baden-Württemberg, 
die Bundesstraße 10 zwischen den Autobahn- 
anschlussstellen Pforzheim-Ost und Stuttgart- 
Zuffenhausen für EKW zu sperren (siehe Ver- 
kehrsRundschau 3/2006), mit dem Vorhaben, 
den Ortsteil Enzweihingen der großen Kreis- 
stadt Vaihingen an der Enz durch einen 
Straßentunnel im Zuge der Bundesstraße 10 
vom Durchgangsverkehr zu entlasten (siehe 
Bundesverkehrswegeplan usw.), und hielte die 
Bundesregierung auch nach einer Sperrung 
des besagten Abschnittes am Tunnel fest? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 7. März 2006 

Diese Überlegungen widersprechen sich nicht. Der Bau der Bundes- 
straße 10, Verlegung in Enzweihingen ist im Bedarfsplan für die Bun- 
desfernstraßen gesetzlich im „Vordringlichen Bedarf‘ ausgewiesen. 
Die novellierte Straßenverkehrsordnung (StVO) bietet durch den er- 
gänzten §45 StVO seit dem 1. Januar 2006 den Straßenverkehrs- 
behörden die Möglichkeit, verkehrsbeschränkende oder -verbietende 
Maßnahmen dann anzuordnen, wenn in Eolge der Mauterhebung 
erhebliche Auswirkungen auf das Verkehrsgeschehen beseitigt oder 
gemildert werden können. 


54. Abgeordneter 

Michael 

Kretschmer 

(CDU/CSU) 


Welche Bedeutung hat für die Bundesregie- 
rung das am 1 . Mai 2004 von den Regierungs- 
chefs der Bundesrepublik Deutschland, von 
Polen und der Tschechischen Republik gestar- 
tete grenzüberschreitende Straßenbauprojekt 
Bundesstraße 178, und welchen Realisierungs- 
stand hat das Projekt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 7. März 2006 

Am 1. Mai 2004 haben die Regierungschefs der Bundesrepublik 
Deutschland, der Republik Polen und der Tschechischen Republik 
symbolisch mit dem Bau der Grenzbrücke über die Eausitzer Neiße 
an der deutsch-polnischen Grenze nördlich von Zittau begonnen. In 
dem Staatsvertrag vom 5. April 2004 zwischen der Bundesrepublik 
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Deutschland, der Republik Polen und der Tschechischen Republik 
über den Bau einer Straßenverbindung in der Euroregion Neiße, im 
Raum zwischen den Städten Zittau in der Bundesrepublik Deutsch- 
land, Bogatynia (Reichenau) in der Republik Polen und Hrädek nad 
Nisou (Grottau) in der Tschechischen Republik ist vorgesehen, dass 
Polen neben einer Straße im Hoheitsgebiet der Republik Polen auch 
die Grenzbrücke bauen und erhalten wird. Der Staatsvertrag ist zwi- 
schenzeitlich in allen 3 Ländern ratifiziert. Die Bundesregierung setzt 
sich dafür ein, dass Polen noch in diesem Jahr mit dem Bau der 
Grenzbrücke beginnen wird, mit dem Ziel der Fertigstellung im 
Herbst 2007. Auf deutschem Hoheitsgebiet wird die Bundesstraße 178 
zu dieser Grenzbrücke führen. Der Bauabschnitt der Bundes- 
straße 178 zwischen Zittau (Bundesstraße 99) und der Bundesgrenze 
Deutschland/Polen ist im Bau. 


55. Abgeordneter 

Michael 

Kretschmer 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise wird der großen Bedeutung 
von grenzüberschreitenden Verkehr sverbin- 
dungen zwischen den neuen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union und der Bundesrepu- 
blik Deutschland bei der Finanzierung im ak- 
tuellen Bundeshaushalt entsprochen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 7. März 2006 

Die im Bundesverkehrswegeplan 2003 enthaltenen „Projekte EU-Ost- 
erweiterung“ sind (mit Ausnahme eines Straßenprojekts) auch in den 
Bedarfsplänen dem „Vordringlichen Bedarf‘ zugeordnet. Die wich- 
tigsten Projekte sind im Bau bzw. in Teüen bereits fertig gestellt. Die 
Vorhaben zur Bewältigung der Verkehre im Zusammenhang mit der 
Erweiterung der Europäischen Union gehören zu den Investitions- 
schwerpunkten im Einzelplan 12. 

Deshalb werden auch Mittel aus dem Konjunkturprogramm der Bun- 
desregierung, das für Verkehrsinvestitionen 4,3 Mrd. Euro vorsieht, 
zur Investitionsverstärkung von „Projekten EU-Osterweiterung“ vor- 
gesehen. Die projektkonkrete Dotierung erfolgt parallel zur Beschluss- 
fassung des Haushalts. 


56. Abgeordneter 
Peter 
Rzepka 

(CDU/CSU) 


Treffen Berechnungen des Verkehr sverbundes 
Berlin-Brandenburg (VBB) zu, dass die am 
22. Februar 2006 vom Bundeskabinett be- 
schlossene Absenkung der Regionalisierungs- 
mittel des Bundes für den Schienennahverkehr 
um 2,3 Mrd. Euro in den Jahren von 2006 bis 
2009 dazu führt, dass in der Region im Jahr 
2006 40 Mio. Euro weniger zur Verfügung 
stehen und dass der Fehlbetrag im Jahr 2009 
auf die Summe von 125 Mio. Euro anwachsen 
wird? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 7. März 2006 

Die Berechnungen des Verkehrsverbundes Berlin-Brandenburg (VBB) 
können nicht nachvollzogen werden. Die vom Bundeskabinett am 
22. Februar 2006 beschlossene Absenkung der Regionalisierungsmit- 
tel bezieht sich auf die Länderebene. Die Verfügung der Mittel steht 
in der alleinigen Verantwortung der Länder. Informationen darüber, 
in welchem Umfang die Länder diese Mittel einzelnen Regionen zu- 
kommen lassen, liegen dem Bund nicht vor. 

Im Übrigen ist eine endgültige Entscheidung über die den Ländern 
zur Verfügung zu stellenden Regionalisierungsmittel zwischen Bund 
und Ländern noch nicht getroffen. 


57. Abgeordneter 
Peter 
Rzepka 
(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen haben diese Kürzungen 
nach Erkenntnissen der Bundesregierung auf 
Investitionen und Arbeitsplätze in der Region 
Berlin-Brandenburg? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 7. März 2006 

Auf die Antwort zu Frage 56 wird verwiesen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


58. Abgeordnete 

Undine 

Kurth 

(Quedlinburg) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Gründe führten zur Ablehnung des 
Vorschlags der Europäischen Kommission für 
eine Richtlinie über „humane Fangnormen“ 
durch das Europäische Parlament, und welche 
Haltung nimmt die Bundesregierung in dieser 
Frage ein? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Astrid Klug 
vom 10. März 2006 

Das Europäische Parlament war der Auffassung, dass die identifizier- 
ten Mängel nicht durch textliche Verbesserungen zu beheben seien. 
Im Übrigen wird auf die Ausführungen im Bericht des Ausschusses 
für Umweltfragen, Volksgesundheit und Lebensmittelsicherheit vom 
13. Oktober 2005 (Dokument Nr. A6-0304/2005) verwiesen. 

Die Bundesregierung teilt im Wesentlichen die Bedenken des Europäi- 
schen Parlaments. Sie ist der Auffassung, dass die EU beispielhaft 
vorangehen und einen möglichst hohen Tierschutzstandard unter Be- 
rücksichtigung der Tierversuchsrichtlinie 86/609/EWG festlegen soll- 
te. Sie bedauert allerdings die weitere Verzögerung bei der Umsetzung 
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der Verpflichtungen aus den Rahmenübereinkommen über „humane 
Fangnormen“ mit Kanada, Russland und den USA. 


59. Abgeordnete 

Undine 

Kurth 

(Quedlinburg) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche konkreten Vorschläge hat die Bundes- 
regierung an die EU-Kommission weitergelei- 
tet hinsichtlich einer von ihr als notwendig 
erachteten Überarbeitung der Verordnung 
(EG)Nr. 338/97 des Rates vom 9. Dezember 
1996 über den Schutz von Exemplaren wild- 
lebender Tier- und Pflanzenarten durch Über- 
wachung des Handels? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Astrid Klug 

vom 10. März 2006 

Die Bundesregierung hat die EU-Kommission aufgefordert, die nach- 
stehenden Verbesserungen zu berücksichtigen: 

- Verankerung des Vorsorgeprinzips in der Verordnung als Schlüssel- 
begriff; 

- Definition des in den Listungskriterien genannten Begriffs „Rolle 
der Art im Ökosystem“; 

- konsequente Berücksichtigung der in Anlage IV der FFH-Richtlinie 
und in der Vogelschutzrichtlinie genannten Arten (insbesondere 
Aufnahme eines entsprechenden Listungskriteriums in Artikel 3 der 
Verordnung, Anpassung des Anhangs A an die zwischenzeitlichen 
Richtlinienänderungen sowie eine EG-weite einheitliche Umsetzung 
der in den Richtlinien vorgegebenen Vermarktungsregelungen); 

- Einführung einer umfassenden Regelung für invasive Arten mit kla- 
rer Trennung zwischen gefährdeten Arten und Arten, die eine Ge- 
fahr für heimische Arten darstellen, Berücksichtigung des Vorsorge- 
prinzips in der Definition invasiver Arten, ausdrückliche Besitz-, 
Zucht- und Vermarktungsverbote; 

- Verbesserung des Einfuhrgenehmigungsverfahrens (insbesondere 
ausdrückliche Bindungswirkung von Entscheidungen der wissen- 
schaftlichen Prüfgruppe (SRG) und größere Transparenz durch 
zeitnahe Veröffentlichung von SRG-Entscheidungen und Beschlüs- 
sen des Ausschusses); 

- Einführung einer Einfuhr genehmigungspfiicht für Jagdtrophäen; 

- Überprüfung der generellen Privilegierung gezüchteter Tiere; 

- Einführung von flankierenden Kontrollmaßnahmen zur Überwa- 
chung der Vermarktungsverbote (Melde-, Buchführungs- und erwei- 
terte Kennzeichnungspfiichten, Umkehr der Beweislast); 

- Einführung von generellen Vermarktungsbeschränkungen für Ge- 
genstände des persönlichen Gebrauchs oder Hausrat; 

- Einführung einer Transportgenehmigungspfiicht für sensible Arten; 
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- Beschleunigung des Verfahrens zur Umsetzung der Beschlüsse von 
V ertragsstaatenkonferenzen. 

Konkrete Textvorschläge wurden bislang nicht erarbeitet. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


60. Abgeordnete 

Ulrike 

Flach 

(FDP) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass 
ein Europäisches Technologieinstitut (ETI) auf 
keinen Fall zu Lasten der im 7. Forschungsrah- 
menprogramm vorgesehenen Projekte reali- 
siert werden darf? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Rachel 
vom 8. März 2006 

Im derzeitigen diskutierten Entwurf des 7. Forschungsrahmenpro- 
gramms (FRP) ist eine Finanzierung eines Europäischen Technolo- 
gieinstituts nicht vorgesehen. Es ist abgestimmte Meinung der Bundes- 
regierung, dass eine Finanzierung außerhalb des 7. FRP derzeit nicht 
erkennbar ist. Die Obergrenzen der Finanziellen Vorausschau stehen 
nicht zur Disposition. 


61. Abgeordnete 

Ulrike 

Flach 

(FDP) 


Wenn ja, ist dann die in der Pressemitteilung 
des Bundesministeriums für Bildung und For- 
schung (BMBF) vom 23. Februar 2006 ge- 
äußerte Meinung, für das ETI sollte das Po- 
tenzial der vorhandenen Universitäten und 
Forschungseinrichtungen genutzt werden (vgl. 
Pressemitteilung BMBF: „Ich wünsche mir 
einen Wettbewerb der Besten“ vom 23. Febru- 
ar 2006), so zu verstehen, dass die Mittel für 
das ETI von den Universitäten und For- 
schungseinrichtungen aufgebracht werden sol- 
len? 


62. Abgeordnete 

Ulrike 

Flach 

(FDP) 


Wenn dies nicht die Auffassung der Bundes- 
regierung ist, woher sollen dann nach Meinung 
der Bundesregierung die Mittel für das ETI 
kommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Rachel 
vom 8. März 2006 

Die Bundesministerin Dr. Annette Schavan begrüßt die Pläne der 
Kommission, die Leistungsfähigkeit der technologischen und anwen- 



Drucksache 16/894 


-36- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


dungsorientierten Forschung in Europa weiter zu stärken. Jedoch sind 
im Bereich der Technologieförderung insbesondere beim Vorschlag 
der Kommission für die Einrichtung eines Europäischen Technolo- 
gieinstituts noch Fragen rechtlicher, finanzieller und sachlicher Art 
wie auch die Frage des europäischen Mehrwerts zu prüfen. Der euro- 
päische Diskussionsprozess befindet sich noch in einer sehr frühen 
Phase. Die Bundesregierung wird sich in den weiteren Diskussions- 
prozess zum ETI einbringen. Fragen der Finanzierung werden hierbei 
erörtert werden, nachdem die Vorstellungen der Europäischen 
Kommission bezüglich der erforderlichen Kosten konkretisiert wor- 
den sind. 

Für die Steigerung der Leistungsfähigkeit von Technologietransfer 
und Innovationen in Europa sollten die Potenziale der hervorragen- 
den technischen Universitäten und Einrichtungen in Europa genutzt 
und weiterentwickelt werden. Vielfalt und dezentrale Organisation ist 
eine Stärke der europäischen Wissenschaft, die es zu erhalten gilt. Der 
Zielsetzung einer verstärkten Spitzenförderung in den Bereichen 
Bildung, Forschung und Technogietransfer wird in erster Linie eine 
Vernetzung der leistungsfähigsten technischen Institute oder Univer- 
sitäten gerecht. Hierbei sollte eine Auswahl der besten Institutionen 
ausschließlich nach den Kriterien der Exzellenz im Rahmen eines 
Wettbewerbsverfahrens erfolgen. 


63. Abgeordnete 

Cornelia 

Hirsch 

(DIE LINKE.) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Ergeb- 
nisse der WTO-Ministerkonferenz (WTO: 
Welthandelsorganisation) vom 13. bis 18. De- 
zember 2005 in Honkong aus bildungspoli- 
tischer Perspektive, und welche Planungen 
wurden zu diesem Bereich vereinbart? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Andreas Storm 
vom 6. März 2006 

Der Bereich Bildung blieb auf der WTO-Ministerkonferenz in Hong- 
kong - so wie der Bereich Forschung - erwartungsgemäß außen vor. 

Das Verhandlungsergebnis hat nach dem jetzigen Stand daher keine 
unmittelbaren Konsequenzen für das deutsche Bildungssystem. Insbe- 
sondere die deutschen Regelungen über die Qualität von Bildung, 
über die Anerkennung von Berufsqualifikationen sowie über nationale 
Arbeits- und Sozialstandards in diesem Bereich bleiben unangetastet. 
Gleiches gilt für die öffentliche Finanzierung unseres Bildungssys- 
tems. Einrichtungen der Daseinsvorsorge (public Utilities) und deren 
Finanzierung bleiben sogar sektorübergreifend frei - auf dieses Erfor- 
dernis hatte man sich bereits bei der Erstellung des seinerzeitigen 
Angebotes der Europäischen Union zwischen EU-Kommission und 
EU-Mitgliedstaaten geeinigt. 

Auch wurden keine weiteren Planungen im Bereich Bildung verein- 
bart. 

Allerdings ist laut Pressemitteilung des United States Trade Represen- 
tative Office in Kürze offenbar eine Forderung von Seiten der USA 
und anderer (like-minded) WTO-Mitgliedstaaten im Rahmen des in 
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Hongkong vereinbarten Verfahrens für plurilaterale Sektorverhand- 
lungen zu erwarten, die u. a. auch Bildungsdienstleistungen umfassen 
soll. 

Nähere Informationen hierzu, insbesondere zu dem Gegenstand der 
Forderung im Einzelnen, liegen der Bundesregierung bisher allerdings 
noch nicht vor. 


64. Abgeordnete Worin liegen die Ursachen, dass die Ausgaben 

Dr. Gesine der Unternehmen und der öffentlichen Hand 

Lötzsch für Forschung 2004 zum ersten Mal seit Mitte 

(DIE LINKE.) der 90er Jahre von 2,52 Prozent auf 2,48 Pro- 

zent wieder gesunken sind, und wie entwickel- 
te sich der Anteil der öffentlichen Hand daran 
in den einzelnen Jahren von 1995 bis 2006 
(Quelle: http://www.stifterverband.de)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Andreas Storm 
vom 7. März 2006 

Die Entwicklung der Bruttoinlandsausgaben Deutschlands für For- 
schung und Entwicklung (BAFE) von 1995 bis 2004, der Beitrag ein- 
zelner Sektoren hierzu sowie der Anteil am Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) sind der beigefügten Übersicht zu entnehmen. Daten für die 
Jahre 2005 und 2006 liegen derzeit noch nicht vor. 

Die BAFE in Deutschland stiegen im Jahr 2004 im Vergleich zum 
Vorjahr leicht um 0,7 Prozent von 54,5 Mrd. Euro (2003) auf 54,9 
Mrd. Euro (2004) an. Der Anteil der BAFE am BIP verringerte sich 
damit von 2,52 Prozent (2003) auf 2,48 Prozent (2004), weil das nomi- 
nale BIP einen vergleichsweise stärkeren Anstieg als die BAFE zu ver- 
zeichnen hatte. 

Die Entwicklung der FuE-Ausgaben im Wirtschaftssektor verlief nach 
Aussagen des Stifterverbandes für die Deutsche Wissenschaft, der die 
FuE-Erhebung in der Wirtschaft durchführte, eher moderat. Gegen- 
über 2003 sind die internen FuE-Aufwendungen der Wirtschaft im 
Jahr 2004 um 1,5 Prozent auf rund 38,6 Mrd. Euro gestiegen. In Rela- 
tion zum BIP wendete die Wirtschaft damit 1,74 Prozent für FuE auf 

2003 lag der Anteü am BIP für den Wirtschaftssektor noch bei 
1,76 Prozent. 

1995 betrug der Anteil der gesamten BAFE am BIP 2,19 Prozent. Da- 
von entfielen 1,45 Prozent auf den Wirtschaftssektor, 0,34 Prozent auf 
den Staatssektor inklusive außeruniversitäre Forschungseinrichtungen 
und 0,40 Prozent auf den Hochschulsektor. 

2004 setzte sich der Gesamtanteilswert von 2,48 Prozent aus 1 ,74 Pro- 
zent für den Wirtschaftssektor, 0,33 Prozent für den Staatssektor und 
0,41 Prozent für den Hochschulsektor zusammen. Die Anteile von 
FuE, die im öffentlichen Sektor durchgeführt werden, sind demnach 
seit 1995 nahezu konstant geblieben. 
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Stand: März 2006 


Bruttoinlandsaufwendungen für FuE (BAFE) der Bundesrepublik Deutschland 


Jahr*) 

BAFE insgesamt 

durchgeführt im 

nachricht- 
lich: BIP 

Wirtschaftssektor 

Staats- und PNP-Sektor 

Hochschulsektor 

Mio.€ 

Anteil am 
BIP in % 

Mio. € 

Anteil am 
BIP in % 

Mio. € 

Anteil am 
BIP in % 

Mio. € 

Anteil am 
BIP in % 

Mrd. € 

1995 

40461 

2,19 

26817 

1,45 

6 266 

0,34 

7 378 

0,40 

1 848,5 

1996 

41 168 

2,19 

27211 

1,45 

6 305 

0,34 

7 652 

0,41 

1 876,2 

1997 

42858 

2,24 

28910 

1,51 

6 272 

0,33 

7 677 

0,40 

1915,6 

1998 

44649 

2,27 

30 334 

1,54 

6 547 

0,33 

7 768 

0,40 

1 965,4 

1999 

48 191 

2,40 

33 623 

1,67 

6 632 

0,33 

7 937 

0,39 

2 012,0 

2000 

50619 

2,45 

35 600 

1,73 

6 873 

0,33 

8 146 

0,39 

2 062,5 

2001 

52002 

2,46 

36 332 

1,72 

7 146 

0,34 

8 524 

0,40 

2113,2 

2002 

53364 

2,49 

36 950 

1,72 

7 333 

0,34 

9 080 

0,42 

2 145,0 

2003 

54539 

2,52 

38 029 

1,76 

7 307 

0,34 

9 202 

0,43 

2163,4 

2004 

54911 

2,48 

38611 

1,74 

7 300 

0,33 

9 000 

0,41 

2215,7 


*) Bis 2003 IST. 2004: Wirtschaftssektor IST, übrige Sektoren geschätzt. 

Quelle: Stifterverband Wissenschaftsstatistik, Statistisches Bundesamt und Berechnungen des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung 


Berlin, den 10. März 2006 
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